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Begründung zur Einleitung des Verfahrens für das Volksbegehren
„NEHAMMER MUSS WEG”

Text des Volksbegehrens: 

Bundeskanzler Karl Nehammer (ÖVP) hat die Bundesregierung sofort zu verlassen.

Gründe dafür sind die von ihm angestrebte Impfpflicht, das Vorgehen der Polizei gegen das 
friedliche Volk und der Terroranschlag vom 2.11.2020 in Wien mit 4 Todesopfern.

Weiters ist Karl Nehammer ein Bruch der Gewaltentrennung vorzuwerfen. Er zog nach der 
letzten Nationalratswahl 2019 – mit nur 366 Bundes-Vorzugsstimmen – in den Nationalrat (= 
Legislative) ein, um jetzt Bundeskanzler (= Chef der Exekutive) zu sein.

Karl Nehammer hat das Vertrauen der Wähler und das Vertrauen in die Demokratie grob 
mißbraucht.

Es wird eine Änderung des Art. 41 Abs. 2 Bundesverfassung derart anregt, dass alle 
Beschlüsse des Nationalrats auch per Volksbegehren begehrt werden können (wie z.B. ein 
Mißtrauensbeschluß nach Art. 74 Abs. 1 B-VG gegen Bundeskanzler Karl Nehammer).

Begründung des Einleitungsantrages des „NEHAMMER MUSS WEG” - Volksbegehrens  
gem. §3 Abs. 7 Zi 1 Volksbegehrengesetz;
Registrierungsnummer: 002/2022

Die Hauptgründe des "NEHAMMER MUSS WEG" – Volksbegehrens sind: 

1) die von ihm als Bundeskanzler und ÖVP-Bundesparteiobmann angestrebte und umgesetzte  
COVID-19- Impfpflicht;

2) das Vorgehen der Polizei während seiner Amtszeit als Innenminister gegen das friedliche Volk bei 
Kundgebungen. Zahlreiche Prozesse sind bei den Gerichten anhängig und beschäftigen dort die Richter 
und Gerichte.

3) Karl Nehammer wurde nie vom Volk zum Bundeskanzler gewählt.
Damit fehlt Karl Nehammer die demokratische (= volksherrschaftliche) Basis. Weiters ist ihm ein Bruch 
der Gewaltentrennung vorzuwerfen. Er wurde nach der letzten Nationalratswahl 2019 in den National-
rat (= Legislative) gewählt und eben nicht zum Bundeskanzler (= Chef der Exekutive);

4) Bundeskanzler Nehammer verspielte das Vertrauen Russlands in Österreich.
Bundeskanzler Karl Nehammer (ÖVP) erklärte am 27.2.2022 in der ORF-Pressestunde, dass die Neutra-
lität Österreichs "eigentlich unter einem Druckszenario" entstanden sei und dass die Sowjets die Neut-
ralität den Österreichern aufgezwungen hätten. (Anm.: In den vergangenen 67 Jahren hieß es seitens 
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Österreichs allerdings immer, dass sich Österreich aus freien Stücken zur immerwährenden Neutralität bekannt 
habe.) 

Russland bezeichnete Karl Nehammer darauf hin nur mehr als den Bundeskanzler eines "scheinbar neutralen 
Österreich". Russland setzte inzwischen Österreich auf die Liste "unfreundlicher Staaten".

5) Bundeskanzler Karl Nehammer (ÖVP) rät am Tiroler ÖVP-Landesparteitag am 9.7.2022 zu „Alkohol oder 
Psychopharmaka” als Schmerzlinderungsmittel gegen die exorbitanten Teuerungen, die die ÖVP mitverursacht 
hat;

6) Bundeskanzler Nehammer mit 40 Erinnerungs- und Wahrnehmungslücken:
Am 30.11.2022 wurde Karl Nehammer (ÖVP) im parlamentarischen Untersuchungsausschuss zur ÖVP-Affäre 
befragt. Er war im Wahlkampf 2019 ÖVP-Generalsekretär, danach Innenminister und ist nun immer noch Bun-
deskanzler. 
Laut SPÖ hatte Nehammer 40 Mal "keine Erinnerung" oder "keine Wahrnehmungen". Da kann oder muss man 
an der Leistungsfähigkeit des Bundeskanzlers zweifeln. 

7) Die Überschreitung der Wahlkampfkostenobergrenze durch die ÖVP:
Der Rechnungshof wirft der ÖVP vor, dass die ÖVP beim Wahlkampf zur Nationalratswahl 2019 die gesetzlich 
festgelegte Wahlkampfkostenobergrenze von sieben Millionen Euro um mindestens 500.000 Euro (!) gesetzwid-
riger Weise überschritten hat. Karl Nehammer leitete damals als Generalsekretär die Kampagne für Sebastian 
Kurz (ÖVP). Qu.: Der Spiegel vom 13.12.2022; „Das vergiftete Kurz Erbe” 
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